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Heißer Tanz: Die Kooperation zwischen der Hochschule Bremen und der Bundeswehr zieht weiterhin Kritik auf sich. FOTO: CORA SUNDMACHER

„Ein Bruch der Zivilklausel“
Michael Schulze von Glaßer kritisiert Bundeswehr-Kooperation der Hochschule

Herr Schulze von Glaßer, Sie sprechen heu-
te auf Einladung Bremer Friedensgruppen
in der Hochschule Bremen über den „Werbe-
feldzug“ der Bundeswehr. Der Vortragsort
ist nicht zufällig gewählt, die Veranstalter
wollen damit gegen die Kooperation von
Hochschule, Rüstungsfirmen und der Bun-
deswehr protestieren.
Michael Schulze von Glaßer: Zu recht, die
Kooperation ist ein Bruch der Zivilklausel.
Hochschulendürfen sichnicht zuErfüllungs-
gehilfen militärischer Ausbildung machen,
mit der Kooperation wird die Zivilklausel
klar unterlaufen.

In Ihrem Vortrag befassen Sie sich mit den
neuen Wegen der Bundeswehr bei der Rek-
rutierung von Nachwuchs. Die You-Tube-Se-
rie „Die Rekruten“ sehen Sie kritisch, warum
im Einzelnen?
Weil etwa bei der You-Tube-Kampagne der
Dienst an der Waffe nicht dargestellt wird,
wie er wirklich ist. Dadurch wird ein ein-
seitiges, unrealistisches Bild der Bundes-
wehr vermittelt. Immerhin ist die Bundes-
wehr heute auch in Auslandseinsätzen ak-
tiv. Unter diesen Umständen die Rekruten-
Ausbildungals harmlosesAbenteuer darzu-
stellen, ist eine ziemlich skrupellose Form
der Werbung.

Sie meinen aber nicht nur die You-Tube-Kam-
pagne, wenn Sie vom „Werbefeldzug“ der
Bundeswehr sprechen?
Der „Werbefeldzug“ hat die ganze Bevöl-

kerung im Blick. Es geht nicht mehr allein
um die Nachwuchsförderung, sondern ge-
nerell um die zunehmende Einflussnahme
desMilitärs. Allein das Social-Media-Team
derBundeswehr istmassiv angewachsen auf
jetzt 15 Mitarbeiter. . .

. . . bundesweit? Klingt eigentlich noch über-
schaubar.
Das muss man im gesamten Kontext sehen.
Für die You-Tube-Werbung wurde eine
Agentur beauftragt, die Bundeswehr pumpt
gewaltigeMittel in dieÖffentlichkeitsarbeit.
Das ist auch daran abzulesen, dass die Bun-
deswehr 2014 eine neue Zentralredaktion
inBerlin bezogenhat, in unserenAugeneine
bedenkliche Entwicklung.

Soll heißen, Sie befürchten eine Manipula-
tion der öffentlichen Meinung?
Zumindest kann man sagen, die öffentliche
Meinungsbildung soll stark beeinflusstwer-
den. Die Bundesverteidigungsministerin ist

sehr darauf erpicht, auf dieBevölkerungein-
zuwirken, Überzeugungsarbeit in Sachen
Auslandseinsätze zu leisten. Es geht darum,
die Bevölkerung auf den Kurs der Regie-
rung zu bringen. Die kritische Haltung der
Bevölkerung zu Auslandseinsätzen wird
nicht akzeptiert. Stattdessen versuchen die
Regierung und die Bundeswehr, diese Hal-
tung zu ändern.

Auch die Informationsstelle Militarisierung
versucht mit zugegebenermaßen bescheide-
neren Mitteln, auf die öffentliche Meinung
einzuwirken. So durch Beteiligung am Pro-
test gegen den US-Truppentransport über
Bremerhaven nach Osteuropa. Auf Ihrer
Homepage ist von „Kriegsvorbereitung“ die
Rede – ist das nicht etwas zu hoch gegriffen?
Die Truppenverlegung ist schon ein sehr
konkretes Säbelrasseln. . .

. . . aber doch nicht ohne Grund. Immerhin
geht es darum, den Nato-Verbündeten gegen

mögliche russische Expansionsbestrebun-
gen beizustehen.
Russland muss genauso aufhören, auf die
militärische Karte zu setzen. Im konkreten
Fall müssen sowohl die Nato als auch Russ-
land ihre Truppenaufmärsche und Militär-
manöver dringendeinstellen.Grundsätzlich
sind wir immer auf der Seite der gewaltfrei-
en Zivilbevölkerung und erteilen allen mi-
litärisch engagierten Akteuren eine klare
Absage.

Würden Sie das auch mit Blick auf den syri-
schen Bürgerkrieg sagen?
Die Kurden sind uns natürlich lieber als die
Islamisten. Trotzdem: Die Waffen, die wir
heute an die Kurden liefern, werden auch
nach einemmilitärischenSiegweiter inUm-
lauf sein. Man kann auch zivile Hilfsmaß-
nahmen vorantreiben.

Ist das nicht ein wenig blauäugig?
Nein, man muss langfristig denken. Militä-
risches Eingreifen treibt die Eskalation nur
immer weiter voran. Diese Strategie bringt
allenfalls kurzfristige Erfolge, ist aber ganz
sicher nicht nachhaltig.Washat uns derEin-
satz in Afghanistan gebracht? Ist dadurch
die Terrorgefahr in Deutschland verringert
worden? Ist durch den Einsatz die Lage der
Afghanen besser geworden?

Sehen Sie Alternativen?
Grundsätzlich sind wir für eine Welt ohne
Militär. Das ist eine Utopie, dessen sind wir
uns bewusst. Aber diesesZiel darfmannicht
aus denAugenverlieren.Wir brauchen eine
zivile Krisenprävention, um aus der Spirale
der Militäreinsätze herauszukommen.

Das Gespräch führte Frank Hethey.

Michael Schulze
von Glaßer
ist stellvertretender politi-
scher Geschäftsführer der
Deutschen Friedensgesell-
schaft und Beiratsmitglied
der Informationsstelle Mili-
tarisierung. Der 30-jährige
Politologe publiziert insbe-
sondere zur Nachwuchswer-
bung der Bundeswehr.

Bremen.Für kontroverseDebatten sorgt der
Umgang der Hochschule Bremen mit ihrer
Zivilklausel. Mit dieser Klausel hat sich die
Hochschule 2012 verpflichtet, Studium, Leh-
re und Forschung ausschließlich in den
Dienst friedlicher Zwecke zu stellen. Dem-
nach lehnt der Akademische Senat die Be-
teiligunganProjektenmitmilitärischerNut-
zung oder Zielsetzung ab.
Kritiker werfen der Hochschule vor, der

imMai 2016 abgeschlossene Kooperations-
vertrag mit der Bundeswehr für den Frau-
enstudiengang Informatik konterkariere die
Zivilklausel. Die Hochschule verweist dar-
auf, dass sich der Lehrinhalt durch die Ko-
operation nicht geändert habe. Der Vertrag
erlaubt bis zu zehn Beamtenanwärterinnen
derBundeswehrverwaltung, abdem laufen-
denWintersemester den dualen Frauenstu-
diengang Informatik an der Hochschule zu

besuchen. Laut Pressestelle der Hochschu-
le Bremen wird das Angebot aktuell von
sechs Studentinnen genutzt.
Bei dualen Studiengängen gibt es in der

Ausbildung auch Praxisanteile, am Ende
steht ein Hochschul- und Berufsabschluss.
Die Hochschule bietet mehrere duale Stu-
diengänge an, im neuerdings dualen Frau-
enstudiengang Informatik ist die Bundes-
wehr der erste Kooperationspartner, die
Hochschule rechnet abermit der Beteiligung
weiterer Unternehmen.
Die bundesweit erste Zivilklausel führte

1986dieUni Bremenein, ihremBeispiel sind
inzwischen zahlreiche Universitäten und
Hochschulen gefolgt, darunter die Uni Ol-
denburg (2007) unddieHochschuleBremer-
haven (2012). Seit März 2015 ist die Zivil-
klausel Bestandteil des Bremischen Hoch-
schulgesetzes.

Nein zu Militär-Projekten
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Zuckerwerk hat die Hälfte des Geldes zusammen
Verein will Bunker in der Überseestadt kaufen und in einen Klub verwandeln – doch es gibt einen weiteren Interessenten

Von SARA SUnDERMAnn

Bremen. Der Verein Zuckerwerk hat die
Hälfte der fehlendenMittel für den geplan-
ten Kauf und Umbau eines Hochbunkers in
derÜberseestadt zusammen.DerVereinwill
imBunker anderHans-Böckler-Straße einen
KlubmitKulturzentrale eröffnen. ImDezem-
ber fehlten noch 100000 Euro des veran-
schlagtenGesamtbetrags von 700000 Euro.
Die Hälfte des fehlenden Geldes wollte der
Verein über Crowdfunding sammeln, also
über viele kleine und große Privatspenden.
Seit Anfang Dezember haben mehr als

1000 Bremerinnen undBremer für denKlub
gespendet, die anvisierte Summevon50000
Euro wurde übertroffen: Vier Tage vor
Schluss sind insgesamtmehr als 53000Euro
gesammelt. „Das übertrifft alle Erwartun-
gen“, sagt Akifa Taxim vom Zuckerwerk.
„Wir wollen einfach den besten Klub von
allen für alle einrichten.“ Die restlichen
47000 Euro hofft der Verein vor allem mit
der Hilfe von Stiftungen zu finanzieren. Ta-
ximzufolgehat dasZuckerwerkbereits eine
positive Rückmeldung für Fördermittel von
einer Bremer Privatstiftung, Förderanträge
bei weiteren Stiftungen seien gestellt.
Den Großteil des Geldes hat der Verein

bereits sicher: 100000 Euro hat das Zucker-

werkbei einemKreativwettbewerbderWirt-
schaftsförderungBremen (WFB) gewonnen,
darüber hinaus hat der Verein eine Zusage
über einen Bankkredit in Höhe von einer
halben Million Euro.
Unterstützt wird das Zuckerwerk zudem

von Bremer Bands, Kulturzentren, Buchlä-
den und Theatergruppen. Auch Berliner
Clubs, Leipziger DJ-Kollektive, Schweizer
Frauenbands und die Schriftstellerin Sybil-
le Berg unterstützen die Pläne des Zucker-
werks. Auf fünf Etagen will der Verein im

Bunker einen Ort für Kultur, Konzerte und
elektronische Musik einrichten.
Doch noch ist nicht sicher, dass das Zu-

ckerwerk den Bunker tatsächlich kaufen
kann.Der Bunker gehört der Stadt undwird
von der WFB verwaltet. Doch auch die be-
nachbarte Straßenverkehrsgenossenschaft
(SVG), dieDienstleistungen für Speditionen
anbietet, hat Interesse angemeldet. „Die
SVG hat seit über fünf Jahren immer wie-
der gegenüber der WFB Interesse bekun-
det, den Bunker zu kaufen“, sagt Olaf Mit-

telmann von der SVG. „Es ist verwunder-
lich, wenn der Bunker jetzt unter der Hand
verkauft werden sollte.“
Die Frage, was die SVG mit dem Bunker

machenwürde, lässtMittelmannoffen. „Wir
würden den Bunker gerne kaufen, weil er
direkt an unser Grundstück angrenzt, es
würde das Betriebsgrundstück erweitern.“
Er befürchtet auchBelastungen für die SVG,
wenn der Bunker zumKlub wird – zum Bei-
spiel durch parkende Fahrzeuge von Klub-
Besuchern.
Bei der WFB hält man sich bei dem The-

ma zurück: „Die Wirtschaftsförderung Bre-
men ist aufgefordert, für das Zuckerwerk
eine Lösung zu finden“, sagt Sprecherin Ju-
liane Scholz. „Dazumuss es gelingen,mög-
liche Konflikte mit der Nachbarschaft auf-
zulösen.“Dies solle in direktenGesprächen
mit allen Beteiligten geschehen, deshalb
wolle die WFB sich nicht weiter öffentlich
dazu äußern. SPD und Grüne hatten im Ko-
alitionsvertrag verankert, dassWFBund Im-
mobilienBremeneigentlich bereits bis Ende
2015 abschließend über einen Standort für
das Zuckerwerk entscheiden sollten.

In diesem Hochbunker
an der Hans-Böckler-
Straße möchte der
Verein Zuckerwerk auf
1000 Quadratmetern
einen Klub mit Kultur-
zentrale einrichten.
Seit 2012 sucht der
Verein in der Stadt
nach einem geeigne-
ten Gebäude.
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STADTUMSCHAU
Die Deputation für Gesundheit und Ver-
braucherschutz kommt am Donnerstag, 12.
Januar, um 15 Uhr zur Sitzung zusammen.
Sie findet im Klinikum Bremen-Mitte statt:
Konferenzraumder InnerenMedizin, Raum
4.034, Haus 2, vierte Ebene; Sankt-Jürgen-
Straße 1. Auf der Tagesordnung steht unter
anderemderEntwurf einerVerordnungüber
die Teilnahmeverpflichtung an schulzahn-
ärztlichen Untersuchungen.

Die deutscheGebärdensprache können In-
teressierte bei einem Schnupperkursus der
Gebärdensprachschule Bremen am Don-
nerstag, 12. Januar, kennenlernen. Er findet
von 19 bis 20 Uhr im Gehörlosenzentrum
Bremen, Schwachhauser Heerstraße 266,
statt und kostet 5 Euro. Ein Anfängerkursus
über zehn Abende beginnt am 16. Januar.
Um Anmeldung per Mail an info@gebaer-
densprachschule-bremen.de wird gebeten.

DasKundencenter derBremerStraßenbahn
AG an der Domsheide öffnet seit Jahresbe-
ginn wochentags eine Stunde früher. Infor-
mationen, Tickets sowie eineBeratung rund
umdas Angebot von BSAGundVBN erhal-
ten Kundinnen und Kunden an der Balge-
brückstraße 11 jetztmontags bis freitags zwi-
schen 7 und 19 Uhr. Am Sonnabend ist das
Kundencenter von 10 bis 18 Uhr geöffnet,
sonn- und feiertags geschlossen.

Ein Infofrühstück zum Thema Berufsein-
stiegnach familienbedingterUnterbrechung
organisiert die Perspektive Wiedereinstieg
am Freitag, 13. Januar. Das Frühstück fin-
det von 10 bis 12 Uhr bei Frauen in Arbeit
undWirtschaft, Knochenhauer Straße 20-25,
statt. Die Teilnahme ist kostenlos. Eine An-
meldung unter Telefon 1693722 oder per
E-Mail unter christiane.goertz@pwe-bre-
men.de ist erforderlich.

Einen Tag der offenen Tür veranstaltet die
Kindertageseinrichtung„MarthaGoldberg“
der JüdischenGemeindeBremen, Schwach-
hauser Heerstraße 117, am Sonntag, 15. Ja-
nuar. In der Zeit von 11 bis 14 Uhr werden
den Besuchern dort Informations- und
Gesprächsmöglichkeiten sowie Kaffee und
Kuchen geboten.

Das Seniorenbüro Bremen bietet mehrere
Kultur- und Kurreisen an. So gibt es zum
Beispiel einen Aufenthalt vom 13. bis 20.
April im niedersächsischen Staatsbad Bad
Pyrmont oder imKur- undErholungsort Bad
Zwesten im Bezirk Kassel mit Spaziergän-
gen „im Reich der Gebrüder Grimm“. Vom
11. bis 14. Mai wird vom Seniorenbüro eine
Kulturreise nachLübeck angeboten.Anmel-
dungen imSeniorenbüroBremenunter Tele-
fon 320549.

Unsere Multimedia-Reportage zeigt das
Geschehen in den Bremer Bunkern.
Anleitung zur Live-App auf Seite 2.

Unter dem Titel „Der Werbefeldzug der Bun-
deswehr“ spricht Michael Schulze von Glaßer
diesen Donnerstag, 19 Uhr, in der Hochschule
Bremen, Raum SI 364, Neustadtswall 30, über
die Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr.

FDP: Reine Symbolpolitik

Bremen. Auf Kritik ist die Bundesratsinitia-
tive von Innensenator Ulrich Mäurer (SPD)
gestoßen, der,wie berichtet, kriegsähnliche
halb automatische Langwaffen verbieten
lassen will. Peter Zenner, rechtspolitischer
Sprecher der FDP-Fraktion, nennt die ge-
forderte Verschärfung des Waffenrechts
einen „Schuss in denOfen“und„reineSym-
bolpolitik“. Bereits heute unterlägen halb
automatische Gewehre mit mehr als drei
Schuss demKriegswaffenkontrollgesetz und
seiennicht frei zu erwerben. SchondieWort-
wahl „kriegswaffenähnlich“ zeige die „Ab-
surdität“ der Initiative, so Zenner. „Eine
Waffe allein aufgrund ihres Aussehens zu
verbieten, ist ein sehr schwaches Argu-
ment.“Die FDP spreche sich gegendieVer-
schärfung aus, „da sie nur die zahlreichen
verantwortungsvollen Jäger undSportschüt-
zen trifft“.
„Das ist reiner Populismus“, sagt auch

Horst Wesemann, ein Strafverteidiger, der
für die Fraktion Die Linke in der Innende-
putation sitzt. Schon heute sei diese Art von
Waffennur von ausgesuchtenKreisen zu er-
langen – Jäger und Sportschützen mit Gro-
ßemWaffenschein. „Für alle anderenMen-
schen ist der Erwerb strafbar.“ Wesemann
regt in diesemZusammenhangan, Jäger und
Sportschützen zu verpflichten, mitzuteilen,
zu welchem Zweck sie eine derartige Waf-
fe besitzen wollen. „Da bliebe dann ein Be-
urteilungsspielraum für das Stadtamt.“ Nur
so gebe es eine halbwegs wirksame Kont-
rolle. „Ein Verbot macht die Kontrolle nur
schwerer.“

Auf illegalen Markt verwiesen
Wesemann bezweifelt auch den von Mäu-
rer angeführten Zusammenhang zu mögli-
chenAmokläufern.Dies sei eineweitereBe-
hauptung, ohne auchnur einen einzigenFall
in Deutschland benennen zu können, bei
dem eine solcheWaffe zum Einsatz gekom-
men ist. „Und wer Amok laufen will, wird
sich auf dem illegalen Markt eine solche
Waffe beschaffen können. Daran ändert
auch ein Verbot nichts.“
Zustimmung fürMäurers Initiative kommt

ausdeneigenenReihen: BjörnTschöpe,Chef
der SPD-Bürgerschaftsfraktion, begrüßt den
Vorstoß ausdrücklich. EinVerbot dieserWaf-
fen sei längst überfällig. „Weder Sportschüt-
zen noch Jäger brauchen solche Waffen. In
den falschenHändenkönnen sie aber großen
Schadenanrichten.DarausmüssenwirKon-
sequenzen ziehen und diese Art Waffen
verbieten.“

Kritik an Vorstoß
zu Waffenverbot

Von RALF MICHEL


